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Gericht urteilt über Rangelei an Demo
An der Demo des Islamischen Zentralrats Schweiz 2014 hatte ein Journalist auch die Gegendemonstranten fotografiert. Da
er die Weisungen der Polizei nicht befolgte und daraufhin angegriffen wurde, stand er gestern gleich zweimal vor Gericht.

REGULA BUR

Am Morgen auf der Anklage-
bank, am Nachmittag selbst
Kläger – dies erlebte gestern
ein 57-jähriger Mann am Ge-
richt des Saanebezirks.
Dazu die Vorgeschichte: Am

29. November 2014 hatten
Sympathisanten und Mitglie-
der des Islamischen Zentral-
rats Schweiz (IZRS) für die Ver-
sammlungsfreiheit demonst-
riert, weil der Oberamtmann
des Saanebezirks die Jahres-
konferenz des IZRS im Forum
Freiburg nicht bewilligt hatte
(siehe Kasten). Der Mann, der
gemäss eigenen Angaben
freier Journalist ist und für ver-
schiedene, hauptsächlich ara-
bische Medien arbeitet, mach-
te an diesem Tag Fotos von der
Demonstration – und auch von
den kurdischen Gegen-
demonstranten. Obwohl die
Polizei ihn wegen der ange-
spannten Situation mehrmals
aufforderte, den Ort zu verlas-
sen, kam er dieser Weisung
nicht nach. Schliesslich griffen
ihn einige Kurden an und ver-
setzten ihm Schläge. Verletzt
wurde er dabei nicht.

Polizist ist glaubhafter
Per Strafbefehl war der

Mann daraufhinwegenWider-
handlung gegen das Einfüh-
rungsgesetz zum Strafgesetz-
buch zu einer Busse von
200 Franken verurteilt worden.
Da er dagegen Einspruch er-
hob,musste er sich gestern vor
dem Polizeirichter des Saane-
bezirks verantworten – und
wurde schuldig gesprochen.
Ein Polizist habe bestätigt,
dass er den Journalistenmehr-
mals aufgefordert habe, den
Ort zu verlassen, um die Situa-
tion zu beruhigen, begründete
Polizeirichter Alain Gautschi
das Urteil. Dieser habe ihm je-
doch lediglich geantwortet, es
sei als Journalist sein Recht, zu
fotografieren. Da der Polizist
keine Eigeninteressen vertrete,
sei dessenAussage glaubhafter
als diejenige des Journalisten,
der angegeben hatte, keine
Anweisungen gehört zu ha-
ben, so Gautschi. Er verurteilte
den Mann zu einer Busse von
500 Franken. Zudem muss er

die Verfahrenskosten von 450
Franken bezahlen.

Politik imGerichtssaal
Am Nachmittag sass der

Journalist dann auf der ande-
ren Seite des Gerichtssaals.
Denn nach der Rangelei hatte
er Anzeige erstattet, mehrere
Kurden waren per Strafbefehl
wegen Tätlichkeiten verurteilt
worden. Zwei hatten Einspra-
che erhoben.
Auf einem Video der Polizei

sei zu sehen, wie der ältere
der beiden Beschuldigten, ein
45-jähriger Mann, seinen Fuss
hebe, sagte Gautschi. «Ich ha-
be dies getan, um mich zu
schützen. Ich habe aber nicht
gespürt, dass ich jemanden
touchiert hätte», erklärte der
Beschuldigte. Undder Jüngere,
ein 25-Jähriger, antwortete auf
die Frage, ob er den Journalis-
ten geschlagen habe: «Er ist im
Alter meines Vaters. Wie hätte
ich ihn schlagen können?»

Obwohl Gautschi mehrmals
darauf hinwies, dass er kein
Politiker sei und seine Aufgabe
als Richter einzig darin beste-
he, über die Tätlichkeiten zu
entscheiden,war die politische
Komponente nicht aus dem
Gerichtssaal zu verbannen.
«Ein Journalist ist nie der Feind
von Demonstranten», betonte
der Kläger. Die Medien böten
Gelegenheit, verschiedeneMei-
nungen einer breiten Öffent-
lichkeit bekannt zu machen.
Auch habe es an der Demonst-
ration keine Hinweise auf die
Beteiligung von Terrororgani-
sationen gegeben.
Anderer Meinung waren die

beiden Beschuldigten, die
mehrmals nach dem Verbleib
der Fotos fragten. «Warum
machte der Mann so viele
Nahaufnahmen von uns?»,
fragte der Ältere. Und der
Jüngere äusserte die Vermu-
tung, dass an der Demonstra-
tion viele Sympathisanten des

Islamischen Staates gewesen
seien. «Ich sah die Flagge
des IS – nur dass sie nicht
weiss auf schwarzem Grund,
sondern schwarz auf weissem
Grund war.» Deshalb sei die
Gegendemonstration beson-
ders wichtig gewesen.

Freispruch für beide
«Die politischen Erwägun-

gen wurden in der Urteilsfin-
dung in keinster Weise mitein-
bezogen», sagte Gerichtspräsi-
dent Alain Gautschi, der beide
Beschuldigten freisprach. Es
bestehe kein Zweifel, das der
Journalist geschlagen worden
sei. Jedoch habe das Polizeivi-
deo gezeigt, dass der Jüngere
sich dabei nicht beteiligt habe.
Und der Ältere habe mit sei-
nem Fuss höher gezielt als die
Stelle, wo der Journalist einen
Schlag erlitten habe. Deshalb
sei davon auszugehen, dass
der Mann das Opfer nicht be-
rührt habe.

An der Demo des Islamischen Zentralrats 2014 kam es zu einem Gerangel mit kurdischen Gegendemonstranten. Bild Corinne Aeberhard/a

Kantonsgericht bestätigt die Haftstrafe
Er hat bereits Haftstrafen wegen Finanzdelikten abgesessen. Nun hat er Gelder aus seiner eigenen Firma abfliessen
lassen. Das Kantonsgericht bestätigt das Urteil der ersten Instanz: Der Mann muss erneut eine Haftstrafe antreten.
NICOLE JEGERLEHNER

FREIBURG «Der Gerichtspräsi-
dent hat nicht verstanden, wie
ich gearbeitet habe»: Dies sag-
te am Montag ein Angeklagter
vor dem Freiburger Kantons-
gericht. Er beklagte sich über
die Arbeit des erstinstanzli-
chen Gerichts, des Freiburger
Wirtschaftsstrafgerichts: «Das
war einfach nicht professio-
nell, was dort geleistet wurde.»
Darum hat der 57-Jährige das
Urteil weitergezogen; aber
auch die Staatsanwältin legte
Rekurs ein und verlangte eine
härtere Strafe.
Der Mann besass eine Gar-

tenbaufirma, der es finanziell
schlecht ging; er amtete auch
als Verwalter. Laut eigenen
Angaben begann er, daneben
als Einzelperson Arbeiten aus-
zuführen. Doch seien einige
Rechnungen immer noch an

die Firma gegangen, welche
diese bezahlt habe. Er habe
einen grossen Teil dieser
Rechnungen zurückbezahlt.

Ein Berufsverbot
Das Freiburger Wirtschafts-

strafgericht sah dies aber nicht
so: Die 126896 Franken, die
sich auf dem privaten Konto
des Mannes befanden, habe er
bewusst aus dem Unterneh-
men abfliessen lassen. Das Ge-
richt verurteilte ihn deswegen
im September 2014 unter an-
derem wegen betrügerischen
Bankrotts, Gläubigerschädi-
gung durch Vermögensminde-
rung, Verstosses gegen die
Pflicht, eine Buchhaltung zu
führen, sowie Gewalt gegen
Behörden und Beamte. Er be-
kam eine unbedingte Frei-
heitsstrafe von neun Monaten
sowie eine Geldstrafe von 15
Tagessätzen aufgebrummt.

Zudem belegte das Gericht
denMannmit einemdreijähri-
gen Berufsverbot als Verwalter.
Die erste Instanz sprach ihn

hingegen der ungetreuen Ge-
schäftsführung frei. Hier hakte
am Montag Staatsanwältin
Alessia Chocomeli-Lisibach
ein: Sie sah diesen Tatbestand
als erfüllt an und forderte eine
unbedingte Haftstrafe von
zwölf statt neun Monaten.
«Warum hat er gerade in dem
Moment, als es seiner Firma fi-
nanziell schlecht ging, ange-
fangen, auf eigene Rechnung
zu arbeiten?», fragte sie. Dafür
gebe es keinen plausiblen
Grund – ausser, dass er habe
retten wollen, was noch zu ret-
ten gewesen sei.
Verteidiger Pierre Perritaz

hingegen zweifelte in seinem
Plädoyer an den vermeintlich
bösen Absichten seines Man-
danten. «Er hätte doch nicht

einen Teil der Rechnungen zu-
rückbezahlt, wenn er sich hät-
te bereichern wollen.»
Die Kritik des Angeklagten

über das erstinstanzliche Ge-
richt fiel auf taube Ohren. Das
dreiköpfige Kantonsgericht un-
ter der Leitung von Dina Beti
folgte den Argumenten des
Wirtschaftsstrafgerichts. So
hielt das Kantonsgericht am
Montag in seiner Urteilsbe-
gründung fest, es sei sehr wohl
möglich, dass ein einzelner
Mann die Gartenbauarbeiten
ausführe, die der Angeklagte
angegeben hatte. Dazu brau-
che es aber Maschinen, und
diese habe der Mann nicht be-
sessen – und er habe seiner
Gartenbaufirma auch keine
Miete dafür bezahlt. Zudem
habeer auf seinenRechnungen
weiterhin die Mehrwertsteuer-
Nummer seiner Firma angege-
ben und sein Einzelunterneh-

men nie im Handelsregister
eingetragen. «Er hat Gelder sei-
ner Kunden für sich behalten,
so dieAktiven seiner Firma ver-
mindert und dadurch Gläubi-
ger geschädigt.»

Neunmonatige Haftstrafe
Das Kantonsgericht an-

erkannte teilweise den Rekurs
der Staatsanwältin: Es ver-
urteilte den Mann auch wegen
ungetreuer Geschäftsführung,
ohne aber deswegen die Strafe
zu erhöhen. Nun muss der
Mann eine neunmonatige
Haftstrafe antreten; er kann
aber noch vor Bundesgericht
gehen. Er war bereits 2011 und
2013 wegen ähnlicher Delikte
schuldig gesprochen und zu
einer Haftstrafe von zwei Jah-
ren verurteilt worden; diese
hat er in der Strafanstalt Belle-
chasse abgesessen (die FN be-
richteten).

Kanton lanciert
Website zum
Klimaschutz
Freiburger Bürger können
ab sofort ihren eigenen
CO2-Ausstoss auf einer
Internetseite berechnen,
die der Kanton aufgeschal-
tet hat. Dort gibt es auch
Tipps zum Klimaschutz.

FREIBURG Der Klimawandel sei
zwar in aller Munde. Dass wir
unseren Alltag mit einfachen
Massnahmen klimafreundli-
cher gestalten könnten, sei vie-
len von uns aber gar nicht be-
wusst. Wie die Freiburger Re-
gierung am Freitag mitteilte,
hat der Staat deshalb eine
Website aufgeschaltet.
Unter der Internetadresse

www.freiburg-klima.ch kön-
nen interessierte Bürger nicht
nur ihren persönlichen Aus-
stoss an CO2 berechnen, sie
erfahren auch, wie sie diesen
mit «konkreten Massnahmen
in den Bereichen Ernährung,
Konsum,Wohnen undMobili-
tät» senken können. Diese
praktischen Tipps gehen vom
Kauf saisonaler Früchte bis hin
zur besseren Isolierung der
Wohnung. «Welche der vorge-
schlagenen Massnahmen je-
mandumsetzen kannundwill,
muss jede und jeder für sich
selber entscheiden», so der
Staatsrat.

«Freiburgmachtmit»
Die Homepage ist eine über-

arbeitete Fassung einer bereits
bestehenden Webseite, die
von der Zeitschrift «La Revue
durable», einer Fachzeitschrift
für nachhaltige Entwicklung,
geschaffen wurde und auch
verwaltet wird.
«Freiburg macht mit» – im

Vorfeld der UNO-Klimakonfe-
renz, die in diesen Tagen in
Paris beginnt, wolle sich auch
der Staat Freiburg verstärkt für
den Klimaschutz einsetzen, ist
der Medienmitteilung zu ent-
nehmen. ko

Fakten
IZRS erhielt vor
Bundesgericht recht
Am 29. November 2014 hät-
te der Islamische Zentralrat
Schweiz – wie bereits 2012 –
seine Jahreskonferenz im Fo-
rum Freiburg abhalten wol-
len. Aus Sicherheitsgründen
verweigerte Oberamtmann
Carl-Alex Ridoré die Bewilli-
gung. Das Kantonsgericht
bestätigte diesen Entscheid.
Deshalb organisierte die Isla-
mische Jugend Schweiz an
diesem Tag eine Demonstra-
tion. Dabei kam es zu einer
kleinen Rangelei mit kurdi-
schen Gegendemonstranten.
Diesen Oktober kam der Ent-
scheid der Freiburger Behör-
den vor das Bundesgericht.
Die Richter in Lausanne
gaben dem Islamischen
Zentralrat recht. rb

Der Datenschutz
in einem
Leitfaden erklärt
Die kantonale Behörde für
Öffentlichkeit und Daten-
schutz hat einen Leitfaden
zuhanden der Gemeinden
veröffentlicht.
FREIBURG Ein neuer Leitfaden
der kantonalen Behörde für
Öffentlichkeit und Daten-
schutz gewährt den Gemein-
den einen Überblick darüber,
wie die rechtlichen Grundla-
gen zum Schutz der Persön-
lichkeitsrechte und zur Rege-
lung des Öffentlichkeitsprin-
zips anzuwenden sind.Wie die
Behörde in einer Mitteilung
schreibt, sind Gemeinden und
andere öffentliche Organe oft
mit Fragen konfrontiert, bei
denen es sowohl dem Schutz
der Persönlichkeitsrechte als
auch dem Öffentlichkeitsprin-
zip Rechnung zu tragen gilt.
Der Datenschutzbeauftragten
und der Beauftragten für Öf-
fentlichkeit sei es deshalb ein
Anliegen gewesen, den bereits
existierenden Leitfaden zu ak-
tualisieren und mit dem
Transparenzprinzip zu ergän-
zen, heisst es. Der Leitfaden
enthält je einen Teil zum
Datenschutz und zum Trans-
parenzprinzip, und er nimmt
häufig auftauchende Fragen
der Gemeinden auf. Das Do-
kument ist auf der Website der
Behörde veröffentlicht. uh


